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Ich wohne in bester Lage: Mitten in 
Langnaus Ortskern. Seit 15 Jahren beo-
bachte ich vom Büro aus die Entwicklung 
im schönsten Teil des Dorfes. Die wich-
tigste Wahrnehmung: Der Verkehr hat 
sich in 15 Jahren verdreifacht. Das ist 
der zunehmenden Mobilität der Gesell-
schaft zuzuschreiben. Wir sind ständig 
unterwegs. Des Tags erschüttern die 
Lastwagen die Backsteine der Alten Post, 
des Abends ist es der Techno-Sound der 

Tunnelblick
Halbwüchsigen, die mit ihrer geleasten 
Kiste um die Wette heulen.
Die Alte Post. Eines der Langnauer 
Häuser von Format. Im Dorfkern gibt es 
unzählige davon. Madeleine Ryser, die 
Kuratorin des Heimatmuseums, kennt 
die Schmuckstücke und führt den Be-
sucher kundig durch die facettenreiche 
Baugeschichte. So einer Führung durfte 
ich kürzlich beiwohnen. Von Haus zu 
Haus bahnten wir uns einen Weg durch 
die Pendlerlawine des Vorabends und 
schrien uns an. Die Situation im Dorfkern 
ist für alle Verkehrsteilnehmer unzumut-
bar geworden. Zu viel Durchgangsver-
kehr. Zu wenig Platz zur Entfaltung. Zu 
viel Lärm. Das steht alles im Widerspruch 
zum architektonischen Kapital des 
Dorfkerns. Dem Besucher stellt sich 
unvermittelt die Frage: Warum lassen 
die das zu? Warum verschenken sie so 
fahrlässig ihr ökonomisches Potenzial? 
Weil einige Ladenbesitzer immer noch 
den Tunnelblick haben. Jeden Ansatz von 
Verkehrsberuhigung blockieren sie mit 
dem Killerargument, ohne Parkplatz vor 
der Hütte gehe ihr Laden hops. Das Lied-
lein kenne ich bestens. Ich musste es mir 
vor 25 Jahren an jeder Sitzung «meiner» 
Planungskommission anhören, die einen 
Teil des Viehmarktes vom Verkehr befrei-
en sollte. Die Läden der Leute, die damals 
in der Kommission sassen, sind heute 
verkauft oder verschwunden. Dafür gibt 
es im Dorfkern und an seiner Peripherie 
mehr Parkplätze als je zuvor. Sie haben 
keinen einzigen Laden gerettet. 
Und draussen in der gar nicht so weiten 
Welt wird Ortskern um Ortskern vom Ver-
kehr befreit. Denn in Deutschland, Frank-
reich und Österreich, wo Raumplanung 
kein Fremdwort ist, sind die Supermärkte 
längst in der Industriezone. Und drinnen 
im Ort geniessen die Menschen... den 
Ort, und sie kaufen ein. In Geschäften, 
wo die Innovation über der Tradition 
steht. Bei Unternehmern, die das Neue 
nicht scheuen. Sie schauen nach links. 
Sie schauen nach rechts. Dann biegen 
sie ab. In die Zukunft.

Andreas Aebi

His Master’s Noise
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Referendum gegen das revidierte Bundesgesetz über Radio und Fernsehen

Mediengebühr statt geräteabhängige 
Abgabe ist gerechter und günstiger
Die Änderung des Bundesgesetzes über Radio und 
Fernsehen (RTVG) sieht vor, die heutige geräteab-
hängige Empfangsgebühr durch eine allgemeine 
Abgabe abzulö sen. Gegen das revidierte RTVG 
haben der Schweizerische Gewerbeverband und 
eine Gruppe von SRG-Abschaffern (Initianten der 
«No Billag-Initiative») das Referen dum ergriffen. Sie 
sprechen von einer neuen Mediensteuer und neuen 
Belastungen für die Unternehmen.

Die SP befürwortet die Revision des Bundesgesetzes 
über Radio und Fernse hen. Die Revision ist dringend 
nötig und beendet eine unhaltbare und unge-
rechte Situation. Die Finanzierung von Radio und 
Fernsehen wird auf eine neue Grundlage gestellt: 
Eine Abgabe der Haushalte und Unternehmen löst 
die heute geräteabhängige Gebühr ab. Der Ertrag 
kommt wie bisher der SRG sowie lokalen Radio- und 
Fernsehstationen zugute.

Ungerechtigkeit beseitigen

Die technische Entwicklung zeigt sich nicht nur 
bei der Vervielfachung der Emp fangsgeräte, son-
dern auch bei Radio und Fernsehen selbst. Mit 
dem Internet ver schmelzen Text, Bild und Ton. 
Die SRG hat bereits darauf reagiert. Seit Anfang 
2011 sind in der Deutschschweiz 
Radio und Fernsehen keine ge-
trennten Unternehmen mehr. 
Mit SRF (Schweizer Radio und 
Fernsehen) gibt es nur noch ein 
Unternehmen. Die Radio- und 
Fernsehkanäle sind in einem 
Onlineangebot gebündelt und 
über In ternet verfügbar. Denn 
viele Inhalte werden heute auch 
übers Internet konsumiert und 
ausgetauscht. Jedes Smartphone 
und jeder Computer ist auch ein 
Radio oder  Fernseher. Fast alle 
besitzen zwar solche Geräte, 
doch nicht alle melden sich an 
und zahlen für ihren Medienkon-
sum. Mit der Mediengebühr wird diese Ungerech-
tigkeit beseitigt.

Weniger Administration und tiefere Gebühren

Der administrative Aufwand wird massiv reduziert. 
Unabhängig von der Anzahl und Art der Emp-
fangsgeräte gilt eine Mediengebühr. Dank dieser 
Vereinfachung braucht es keine aufwändigen und 
lästigen Kontrollen in Haushalten und Unter nehmen 

mehr. Das An- und Abmeldungsprozedere  beim 
Umzug entfällt. Auch bezahlt jeder Haushalt und 
jedes Unternehmen nur noch höchstens einmal.
Haushalte entrichten heute 462 Franken für den 
Radio- und Fernsehempfang (bzw. für den Besitz 
der entsprechenden Geräte). Für Radioempfang 
allein werden heute 169 Franken und für Fernseh-
empfang werden 293 Franken in Rechnung gestellt. 
Mit dem neuen RTVG zahlen alle Privathaushalte 
weniger Gebühren. Geplant sind neu 400 Franken. 
Bezüger von Ergänzungsleistungen zu AHV/IV und 
Heimbe wohner werden von der Abgabe befreit. 
Die Gebührensenkung wird unter ande rem mög-
lich, weil es keine Schwarzseher und Schwarzhörer 
mehr gibt.

Auch ein Grossteil der Unternehmen wird entlastet 

Tatsache ist: Mit dem revidierten RTVG fährt ein 
Grossteil der Schweizer KMU bes ser als heute. Für 
75 Prozent der Unternehmen entfällt die Gebüh-
renpflicht vollstän dig. Weitere neun Prozent der 
Schweizer Unternehmen mit einem Umsatz zwi-
schen 0,5 Mio. Franken und einer Million Franken 
bezahlen eine tiefere Abgabe von 400 Franken. Die 
Entlastung gegenüber der heute fälligen Gebühr 

beträgt für diese Un ternehmen 
212 Franken pro Jahr. Nur um-
satzstarke Unternehmen sind 
von der mo deraten Radio- und 
Fernsehgebühr betroffen. Der 
höchste jährliche Abgabesatz be-
trägt 39’000 Franken. Er betrifft 
Konzerne mit einem Umsatz von 
mehr als einer Milli arde Schweizer 
Franken! Also keine KMU, wie 
der Gewerbeverband behauptet. 
Aus dem Gewerbe gibt es des-
halb auch andere Stimmen: Der 
Wirteverband Gastro suisse hat 
als Teil des Gewerbeverbands die 
Situation sorgfältig analysiert und 
be fürwortet im Gegensatz zum 

Schweizerischen Gewerbeverband die Revision. 
Und auch Economiesuisse, der Dachverband der 
grösseren Unternehmen, entschied sich für die 
Ja-Parole, weil sich die der SRG nahestehenden 
Unternehmen im Vorstands ausschuss durchsetzten. 
Das Gros der Economiesuisse-Mitglieder wird durch 
das neue Tarifsystem stärker belastet. Die Beträge 
sind für die grossen Konzerne aber vernachlässigbar.

 Bernhard Antener
 

Abstimmungsparolen
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Mit der Stipendieninitiative soll in erster 
Linie das bisher uneinheitliche, weil durch 
jeden Kanton selbst geregelte, Stipendien-
system schweizweit revidiert werden.

Bislang gibt es für die Kantone keine einheit-
lichen und klaren Regeln für die Vergabe und 
Berechnung von Stipendien. Es existiert seit 
März 2013 zwar ein sogenanntes Stipendi-
enkonkordat, das einige Grundregeln enthält 
und das prinzipiell die Harmonisierung der 
Stipendiensysteme vorsieht. Es bleibt aber bis-
her jedem Kanton selbst überlassen, sowohl 
darüber zu bestimmen, wie viel für Stipendien 
ausgegeben wird, als auch anzuordnen, wie 
viele StudentInnen wie hohe Stipendien er-
halten sollen. 
Diese Uneinheitlichkeit in den kantonalen Sti-
pendiengesetzgebungen führt in erster Linie 
dazu, dass kantonal massive Unterschiede im 
Anteil der StipendienbezügerInnen und der 
Stipendienhöhen bestehen. Einige Beispiele: 
Im Kanton Waadt ist die Chance, ein Stipendi-
um zu erhalten, doppelt so hoch wie in Bern. 
In Graubünden ist sie dreimal so hoch wie in 
Schaffhausen. 
Und bei demselben BezügerInnenanteil ist ein 
Stipendium im Kanton Waadt zweieinhalb 
Mal so gross wie in Neuchâtel.

Einheitliches System und Kompetenzver-
schiebung

Die Konsequenz, die sich aus diesem System 
ergibt, ist klar: Nicht jede Person, die bisher 
auf ein Stipendium angewiesen ist, kann 
sich darauf verlassen, auch eines zu erhalten. 
Das führt dazu, dass viele Studierende einer 
so hohen Arbeitsbeschäftigung nachgehen 
müssen, dass sich das Studium entweder 
unverhältnismässig in die Länge zieht, dass 
es aufgegeben werden muss oder gar nicht 
erst in Angriff genommen werden kann. An-
gesichts des herrschenden Fachkräftemangels 
in der Schweiz sind aber gerade diese Hürden 
unbedingt aus dem Weg zu räumen und zwar 
mit einem System, das die Stipendien in der 
ganzen schweizweit fair verteilt.
Die Initiative sieht nun im Wesentlichen drei 
Punkte vor, um dies zu erreichen: So soll 
erstens ein einheitliches, nationales Stipen-
dienwesen für die höhere Berufsbildung wie 
auch für Ausbildungen an Fachhochschulen, 
pädagogischen Hochschulen, ETHs und Uni-
versitäten geschaffen werden. Zweitens soll 
sichergestellt werden, dass ein Stipendium 
zusammen mit der Unterstützung durch die 
Familie und einer Nebenerwerbstätigkeit 
einen realen Lebensunterhalt abdeckt. Und 

Lena Schütz-Sägesser
Wir trauern um Lena Schütz-Sägesser. Sie 
verstarb am 19. Februar 2015 nach einem 
reich erfüllten Leben im 94. Lebensjahr ruhig 
und zufrieden. Lena Schütz war aktives Grün-
dungsmitglied der Langnauer SP-Frauengrup-
pe. Ich habe sie als eine stille, freundliche und 
zufriedene Frau kennen gelernt. Sie zeigte mir 
mit Freude ihre Handarbeiten und erzählte 
mir von schönen Reisen mit ihrem Mann. 
Auch noch im dahlia Lenggen, wo sie ihre 
letzten Lebensjahre verbrachte, jasste sie mit 
Begeisterung. 
Wir werden sie als eine ruhige und zurück-
gezogene Persönlichkeit im Gedächtnis 
behalten.  

Uta Wütherich Krähenbühl

• Sie beschränkt sich nicht auf die Wahrneh-
mung von altersspezifischen Interessen, sie 
ist auch solidarisch mit jüngeren Genera-
tionen.

• Sie kämpft für die Gleichberechtigung 
und Selbstbestimmung sowie die Achtung 
der Würde von älteren Menschen in der 
Gesellschaft.

• Sie fordert die Beteiligung von älteren Ge-
nossinnen und Genossen am gesellschaft-
lichen und politischen Geschehen.

• Sie verbreitet und fördert Ideen zur Alters-
politik in Partei und Gesellschaft.

• Sie nimmt zu politischen Themen Stellung 
zuhanden der SP Schweiz, beziehungswei-
se zuhanden kantonaler, regionaler oder 
lokaler Parteistrukturen.

• Sie trägt zur politischen Willensbildung 
innerhalb und ausserhalb der Partei bei.

Wir setzen uns ein für bessere Renten, für ein 
gutes Leben im Alter, Wohnen und Mobil sein 
im Alter, ein Recht auf Arbeit ab 50 Jahren.
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Stipendieninitiative und Totalrevision des Ausbildungsbeitragsgesetzes

Einheitliches System sorgt
für mehr Fairness

drittens soll die Kompetenz im Ausbildungs-
beitragswesen an den Bund übergehen, 
wobei der Vollzug bei den Kantonen verbleibt.

Wirkt dem Fachkräftemangel entgegen

Ein solches mit dieser Initiative geschaffenes 
System ermöglicht allen einen fairen Zugang 
zur Bildung, es erhöht zudem den Studie-
nerfolg und ist letztlich positiv für die Wirt-
schaft. Schliesslich sollten wir aber vielleicht 
auch noch Folgendes bedenken: Ökonomie 
wird heute vielmals als Naturwissenschaft 
angesehen, es wird vermutet, dass sie den 
natürlichen Gesetzen und somit dem «rich-
tigen» Weg schon irgendwie folgt. Ökonomie 
ist aber per se eine Humanwissenschaft. 
Das heisst, dass sie menschabhängig ist und 
daher den – politischen und ideologischen 
– Entscheidungen der Menschen obliegt. Es 
ist zwar sicherlich richtig, dass gerade diese 
Initiative auch wirtschaftlich begründet wird, 
schliesslich kann der Fachkräftemangel in 
der Schweiz durch die Stipendieninitiative 
tatsächlich abgemildert werden. Wir Sozialde-
mokraten können mit einem JA am 14. Juni 
aber noch mehr erreichen: Wir können unsere 
Wirtschaft nicht nur ankurbeln, sondern auch 
dafür sorgen, dass sie etwas sozialer wird.

Stefanie Strahm

SP 60+

Nichts über uns ohne uns!
Die SP 60+ vertritt auf dem Hintergrund ihrer Erfahrungen und ihrer Lebenssituation die 
Sicht der älteren Generation.

Flyer und Anmeldeformulare: 
info@sp60plus.ch oder 
www.sp60plus.chUta Wütherich Krähenbühl
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Bund

Änderung der Verfassungsbestimmung zur 
Fortpflanzungs-Medizin und Gentechnologie 
im Humanbereich STIMMFREIGABE

Stipendieninitiative und Totalrevision des 
Ausbildungsbeitragsgesetzes JA

Volksinitiative «Millionen-Erbschaften 
besteuern für unsere AHV» (Erbschafts- 
steuerreform) JA

Änderung des Bundesgesetzes über Radio und 
Fernsehen JA

Kanton und Gemeinde: Keine Vorlagen


